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Wissen und Beratung
Norbert Grube
Bildungspolitische Beratung durch 
das Allensbacher Institut für Demoskopie 
in der Bundesrepublik von 1950 
bis zum Ende der 1980er Jahre
Zusammenfassung: Untersucht wird der Beitrag des Instituts für Demoskopie Allens-
bach (IfD) für die Konturierung des westdeutschen bildungspolitischen Wissensfeldes 
bis zum Ausgang der 1980er Jahre. Ausgehend von wissensgeschichtlichen Konzep-
ten werden die Genese und Translation demoskopischen Wissens in politischen Auf-
trags- und Debattenkontexten betrachtet und somit Ansätze von Zirkulation politischen, 
wissenschaftlichen und gesellschaftlichen Wissens sichtbar. Gezeigt wird, wie die in Al-
lensbacher Umfragen enthaltenen Wissenstests mit gouvernementaler Wissenspolitik 
verflochten waren. Ab den späten 1950er Jahren waren sie jedoch auch Ausgangspunkt 
für die Legitimation von Schulreformen, die das IfD anders als manche Bildungsforscher/
innen moderat vertrat. Besonders in den 1980er Jahren votierte es für liberal-konser-
vative Positionen der Charaktererziehung.
Schlagworte: Politikberatung, Demoskopie, Wissensnormierung, Technikakzeptanz, Al-
lensbach-Institut
1. Einleitung
Der vorliegende Aufsatz greift die wissensgeschichtliche Rahmung des Sammelban-
des auf und untersucht den Beitrag des 1947 von der promovierten Zeitungswissen-
schaftlerin Elisabeth Noelle und dem Journalisten Erich Peter Neumann gegründeten 
Allensbacher Instituts für Demoskopie (IfD) für die Etablierung und Ausprägung des 
bildungspolitischen Wissensfeldes. Versteht man als „Wissensfeld“ mit Lipphardt und 
Patel (2008, S. 430 – 431.) „einen Kommunikationszusammenhang zu einem bestimm-
ten Wissensinhalt, der über die Grenzen der Wissenschaft hinausreicht und somit auch 
nichtwissenschaftliche Akteure mit einschließen kann“, so kommen der Produktion und 
Translation bzw. der Zirkulation von Wissen große Relevanz für die Konturierung von 
Wissensfeldern zu. Die Prozesse der Wissenszirkulation sind dabei häufig durch kon-
fliktreiche Aushandlungen von Deutungen unterschiedlicher Akteure gekennzeichnet. 
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Im bildungspolitischen Wissensfeld konkurrieren etwa nicht nur mehrere Beratungs-
agenturen, sondern die Bildungspolitik, die letztlich den pädagogischen Bereich ad-
ressiert, wird zwischen wissenschaftlichen, politischen und weiteren gesellschaftlichen 
Akteuren ausgehandelt. Dabei wird das Verhältnis von Wissenschaft und Politik durch 
finanzielle Ressourcenvergabe und Beschaffung von legitimem, belastbarem und an-
wendbarem – in diesem Fall – demoskopischem Wissen gekennzeichnet (Weingart & 
Lentsch, 2008, S. 17; Ash, 2010, S. 44 – 45). Anstatt jedoch von einem strikten Gegen-
satz unterschiedlicher Wissensformen der jeweiligen Akteure oder von der Möglichkeit 
linearer Wissenstransfers zwischen Wissenschaft, Politik und Gesellschaft auszugehen, 
nehmen wissensgeschichtliche Ansätze eine „konfliktreiche Koexistenz der verschie-
denen Wissenssysteme“ (Vogel, 2004, S. 654) und Wissensfelder in den Blick. Diese 
Koexistenz wird als Verflechtung unterschiedlicher Wissensformen, etwa von „tacit“, 
„local“ oder „scientific knowledge“ (Vogel, 2004, S. 642 – 643, 651; Lipphardt & Patel, 
2008, S. 428 – 430, 453; Zittel, 2014, S. 32), im vorliegenden Fall primär von Erfah-
rungs-, politischem Handlungs- und wissenschaftlich produziertem Beratungswissen, 
verstanden. Durch die Zirkulation des sich in vielerlei gesellschaftlichen Sphären an-
passenden Wissens, das „nicht nur [als] gerechtfertigte Meinung oder gedeutete In-
formation, sondern ebenso [als] unreflektiert übernommene Einstellung, fixiertes Vor-
urteil, Produkt von Dressur und Anpassung, Rhetorik und Strategie“ (Zittel, 2014, 
S. 33) definiert wird, können sich Wissensfelder von den Intentionen einzelner indi-
vidueller, wie auch organisationaler Akteure, die sich selbst verschiedener diskursiver 
Muster bedienen (Sarasin, 2003, S. 44 – 45, 59), entkoppeln (Sarasin, 2011, S. 44 – 45, 
59, 166).
Diskurs- und Wissensgeschichte kommen dennoch nicht ohne Akteure aus (Walden-
fels, 2005, S. 129), insbesondere wenn Auseinandersetzungen um das gültige und legi-
time Wissen in ihren Machtkontexten betrachtet werden (dazu bes. Foucault, 2001, z. B. 
S. 214 – 216). In den Bestrebungen, Wissen zu klassifizieren, zu homogenisieren, wo-
möglich zu zentralisieren und so auch dessen Zirkulationen zu kontrollieren, erfolgen 
von unterschiedlicher Akteursseite aus Ordnungsversuche des Wissens, die Foucault als 
„Normalisierung“ (Foucault, 2001, S. 217) bezeichnet. Für die Ebene von Organisatio-
nen können sich Wissensnormalisierungen durch Prozesse globaler gegenseitiger Be-
obachtung und Angleichung sowie durch die Einbindung von Akteuren in ähnliche epi-
stemische Strukturen, etwa im Kontext spezifischer Methoden der Bildungsvermessung, 
verstärken. Zu den von Seiten des soziologischen Neoinstitutionalismus als agenthafte 
Akteure bezeichneten Organisationen (Meyer & Jepperson, 2005, S. 62 – 63, 77 – 78), 
die ihre Handlungsautorität auf die wissenschaftsbasierte Ambition und Zuständigkeit 
gründen, Lebensverhältnisse Anderer zu diagnostizieren und durch Beratung zu ver-
bessern, kann auch das außeruniversitäre, privatwirtschaftlich organisierte IfD gezählt 
werden. Durch die Regelmäßigkeit seiner seit 1950 bestehenden umfragebasierten Be-
ratung der Bundes- und verschiedener Landesregierungen unterschied es sich von empi-
risch eher für die Bildungspraxis, -planung und -politik arbeitenden außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen, wie dem Deutschen Institut für Internationale Pädagogische 
Forschung (DIPF) und dem Max-Planck-Institut für Bildungsforschung (MPIB) (vgl. 
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Geißler & Wiegmann, 1996).1 Im Kontext einer präventiv auf Risikominderung und 
Fortschritt angelegten Bevölkerungspolitik war das IfD mit seinen demoskopischen 
Gesellschaftsanalysen für das politische und administrative Wissensfeld (Grube, 2007, 
S. 272) quasi Teil gouvernementaler Regierungstechniken. Darunter werden effiziente 
Regierung, Lenkung und Führung der Bevölkerung „von der Verwaltung bis zur Erzie-
hung“ (Foucault, 1996, S. 118 – 119) verstanden. Mit ihnen war besonders in der Zeit 
des Kalten Krieges eine aktivierende, auch Bildungsreformen umfassende Sozialpolitik 
verbunden, um Denk- und Handlungsweisen der Bevölkerung mit Regierungspolitik zu 
vermitteln und die Mobilisierung gesellschaftlicher Ressourcen mit sozio-kultureller 
Homöostase auszubalancieren (Foucault, 2001, S. 290 – 291).
Die Fokussierung auf das bildungshistorisch vernachlässigte IfD – als Variante einer 
angemahnten „fallbezogen[en]“ Forschung zur bildungspolitischen Beratung (Tenorth, 
2014, S. 141) – erweitert dabei die auf erziehungswissenschaftliche Experten/innen hin 
fixierte disziplin-immanente Perspektive (Vogel, 2004, S. 649). Das Fallbeispiel des IfD 
erlaubt zudem wegen der lückenlos archivierten Umfragen einen vertiefenden Blick auf 
die Vielschichtigkeit bei der Generierung von demoskopischem Wissen über die Be-
völkerung und bei der Konturierung des Wissensfeldes der bildungs- und regierungs-
politischen Beratung. So rückt im folgenden zweiten Abschnitt in den Untersuchungs-
fokus, wie das IfD im Auftrag der Bundesregierung seit 1950 politische Kenntnisse 
der Bevölkerung erhob und die Ergebnisse wiederum die Voraussetzungen für eine 
– analytisch gefasst – gouvernementale Wissenspolitik und -normalisierung schufen 
(Foucault, 2001, S. 215; Zittel, 2014, S. 36). Die Analyse demoskopischer Techniken 
der Wissensprüfung und Messungen schulpolitischer Reformakzeptanz wird im drit-
ten Abschnitt aufgegriffen, nun jedoch mit der Akzentuierung, ob und wie die seit etwa 
1966 einsetzende Konkurrenz des IfD mit universitärer empirischer Bildungsforschung 
um Umfrageaufträge (besonders der baden-württembergischen Landesregierung) die 
Zirkulation, Verflechtung oder inhaltliche Abgrenzung von Beratungswissen forcierte. 
Der vierte Abschnitt thematisiert am Beispiel der in den 1970er Jahren geführten De-
batte zur Technikkritik, wie gesellschaftliche „Ausverhandlungs- und Anerkennungs-
prozesse“ (Lipphardt & Patel, 2008, S. 433) zusammen mit dem Deutungswettbewerb 
verschiedener demoskopischer Institute das Beratungswissen für das bildungspolitische 
Wissensfeld prägten. Im Fazit wird resümiert, in welchen unterschiedlichen Wissens-
verflechtungen das IfD eingebunden war und wie es das bildungspolitische Wissensfeld 
zu beeinflussen suchte.
1 Vgl. zum DIPF und MPIB die Beiträge von Britta Behm und Sabine Reh im vorliegenden 
Heft.
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2. Demoskopische Wissensvermessungen und 
Wissensnormierungs versuche als Teil 
gouvernementaler Regierungstechnik seit 1947/49
Die im Kontext der Politik der Re-Education nach dem Zweiten Weltkrieg neu aus-
gerichtete und legitimierte empirische Sozialforschung in Westdeutschland sollte unter 
anderem über Bevölkerungs- und Jugendbefragungen (IfD, 1948) die Akzeptanz von 
parlamentarischer Demokratie, Marktwirtschaft und freiheitlicher Gesellschaftsord-
nung gegenüber kontinuierlicher Sympathie für NS-Ideologie und Sozialismus unter-
suchen. Solche Studien galten als präventive Erkenntnismittel, also als Basis für politi-
sche Bildungsansätze, mit denen Antisemitismus (IfD, 1949b), politischer Defätismus 
und Radikalismus (IfD, 1949a, S. 4, 34, 50 – 54) zu vermeiden seien. Frühe IfD-Um-
fragen im Umfeld der ersten Bundestagswahl 1949 wiesen besonders die Gruppe der 
Nichtwähler/innen als „Bodensatz der Müden, Verbitterten, der Indifferenten“ (IfD, 
1949a, S. 32 – 33) aus. Doch „Verbitterung und Indifferenz beschränken sich nicht nur 
auf diesen Bevölkerungsteil. Sie vagabundieren durch das Ganze: vor allem gegen die 
Einflüsterungen der trüben Erfahrung einer noch immer auf Tuchfühlung drängenden 
Vergangenheit ist niemand immun“ (IfD, 1949a, S. 32 – 33). Um diesen diagnostizier-
ten politischen Skeptizismus und Missmut zu überwinden, forderte das Allensbacher 
Institut bessere politische Bildung in allen Bevölkerungsschichten, um das neue Sys-
tem der parlamentarischen Demokratie verstehen und besser nachvollziehen zu können. 
Nicht nur das IfD, auch das Institut für Sozialforschung (IfS) um Theodor Adorno und 
Max Horkheimer verstanden sich dabei als volkserzieherische, polit-pädagogische Ein-
richtungen (Kruke, 2007, S. 62; Adorno, 1963/1970), die so den eingangs skizzierten 
Formen der agenthaften Akteure nahe kamen. Beide Institute wollten mit ihren Studien 
einen Erkenntnisbeitrag leisten für einen politischen und mentalen Einstellungswan-
del der Westdeutschen. Sie stehen beispielhaft für Prozesse der Pädagogisierung so-
zialer Probleme, in denen Schulen, aber auch außerschulischer Bildung und Erziehung 
gegenüber anderen, stärker strukturpolitischen Interventionen für die Bewältigung ge-
sellschaftlicher Krisen große, nahezu ausschließliche Bedeutung zugeschrieben wurden 
(vgl. Labaree, 2008; Smeyers & Depaepe, 2008).
Im Gegensatz zum IfS, das unter anderem durch die amerikanische Militärregierung 
subventioniert wurde, war das IfD durch einen seit 1950 bestehenden Umfrageauftrag 
mit dem Presse- und Informationsamt der Bundesregierung verbunden, auf dessen Basis 
Leistungen der demoskopischen Politikberatung erbracht wurden, die unter anderem die 
Bundeskanzler Adenauer und Kohl in Anspruch nahmen (vgl. Grube, 2007). Zugleich 
führte das IfD Umfragen für CDU-geführte Landesregierungen, besonders in Baden-
Württemberg, und für CDU-Landesverbände durch (IfD, 1969, 1977). Das somit im 
kontinuierlichen Regierungsauftrag tätige IfD stand nicht zuletzt durch die Berufung 
von Elisabeth Noelle-Neumann auf den Lehrstuhl für Publizistik der Universität Mainz 
1965 weitgehend außerhalb des erziehungswissenschaftlichen Kontextes.
Allensbacher Umfragen, die in politischen Auftragskontexten entstanden sind, ent-
hielten seit 1949/50 dezidiert Testfragen zum politischen Faktenwissen und zur All-
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gemeinbildung. Nach Ansicht des langjährigen IfD-Projektleiters Gerhard Schmidtchen 
(1965, S. 213; IfD, 1949a, S. 39, 70) geriet der Fragebogen zu einer Art Examen und 
Wissenstest, wobei die mit solchen Prüfungen verbundene Klassifizierung von Kennt-
nissen analytisch als Kernelement wissenschaftlicher Ordnungsversuche von gesell-
schaftlichem Wissen verstanden werden könnte (Lipphardt & Patel, 2008, S. 435, 445). 
Fragen nach dem korrekten Verständnis politischer Begriffe, z. B. von Regierungsko-
alition, NATO, Föderalismus, Subventionen, sozialer Marktwirtschaft und europäischer 
Montanunion (Noelle & Neumann, 1956, S. 90, 95, 343; IfD, 1950), erbrachten ein ho-
hes Maß an fehlendem oder als fehlgeleitet gedeutetem Wissen. Dieser Allensbacher 
Befund wurde etwa im Kontext soziologischer Deutungen rezepiert, so von Arnold 
Gehlen (Gehlen, 1957/2004, S. 55) in seiner Gesellschaftsdiagnostik über die vermeint-
liche Labilität sogenannter Erfahrungen aus zweiter Hand. Weitere Testfragen zum po-
litischen Wissen griffen zum Beispiel das Verhältnis von Exekutive und Legislative auf. 
So wusste bis 1956 etwa nur ein Drittel die Trendfrage zu beantworten, ob „die Regie-
rung Gesetze machen [könne], wie sie will“, oder wer sonst die Gesetze verabschiede 
(IfD, 1956, S. 7, 9). Auf die in den 1950er Jahren häufig gestellte Frage, „was den Staat 
wohl am meisten Geld kostet ?“ (IfD, 1956, S. 6), entfiel die Mehrheit der Antwor-
ten auf Besatzungskosten und Ministergehälter, nicht aber richtigerweise auf Sozial-
ausgaben. Ein solches Wissensdefizit deutete das IfD als schwaches Problembewusst-
sein für die Konfliktlage im Kalten Krieg und als Ausdruck von Misstrauen, Vorurteilen 
bzw. schwacher Identität einer als „politisch ‚infantil‘“ bezeichneten Bevölkerung ge-
genüber dem demokratischen Staatswesen (Schmidtchen, 1965, S. 49). So müsse „die 
Demokratie, die ja gleichbedeutend ist mit der Existenz eines pluralistischen Wertsys-
tems, für eine in vereinfachten Kategorien denkende Bevölkerung etwas Unheimliches 
haben“ (IfD, 1958, S. 20). Für den Allensbacher Kanzlerberater Neumann waren „die 
Beziehungen zwischen dem Staatsbürger und dem Staat um so gefährdeter […], je we-
niger der Staatsbürger über den Staat weiß“ (Neumann, 1955, S. 5). Dabei betonte das 
IfD die „politisch-pädagogische Aufgabe, die Öffentlichkeit so anzusprechen, daß sie 
dem Autor – sei es der Redner oder der Schreiber – folgen kann“ (IfD, 1950, S. 3), was 
als Versuch zu interpretieren ist, das Verhältnis der Bevölkerung zur Regierung gouver-
nemental zu stabilisieren.
Die hier ablesbaren, im Umfeld der Bundesregierung verbreiteten Einstellungen und 
Auffassungen leiteten ab etwa 1950 die Nutzung der demoskopischen Klassifizierung 
von staatspolitischem Bevölkerungswissen für diverse, als staatsbürgerliche Unterwei-
sung aufgefasste Aufklärungs- und Informationskampagnen. Um das gesellschaftlich 
zirkulierende Wissen mehrheitlich auf die Regierungsziele Wiederaufbau, Westbindung 
und Wiederbewaffnung hinzuleiten und so zwischen Regierung und Bevölkerung größt-
mögliche Kohärenz zu stiften, produzierten die ab 1951 von Neumann im Auftrag des 
Bundeskanzleramts geleiteten Organisationen „Gesellschaft Freies Europa“, „Deutsche 
Reportagefilm“ und „Mobilwerbung“ in hoher Auflage Broschüren, Plakate, Anzeigen 
und Filme (hierzu ausführlicher Grube, 2007, S. 275 – 276). Gouvernemental kompati-
bles Wissen für die Schule platzierte auch die von Neumann gleichsam als Resultat 
der defizitären demoskopischen Wissenstests gegründete „Vereinigung für staatsbürger-
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liche Erziehung“, indem sie von 1953 bis 1968 monatlich die „Deutschen Lehrerbriefe“ 
an 70 000 Volksschullehrer/innen kostenlos versandte. Sie enthielten jeweils Themen-
teile zu den Vorzügen der sozialen Marktwirtschaft, Wiederbewaffnung und Westbin-
dung sowie zu Gefahren des Sowjetkommunismus (vgl. Grube, 2007).
Diese gouvernementale Wissenspolitik wurde jedoch ab 1966 wegen Finanzlücken 
und Legitimitätsverlustes eingestellt. Dennoch kennzeichnete die grundlegende An-
nahme, wonach „Information auch die Einstellungen beeinflußt“ (Noelle-Neumann, 
1972, S. 195), langjährig die Allensbacher Auffassungen. Demnach stärkte erst der Er-
werb politisch gerechtfertigten staatsbürgerlichen Wissens die Zustimmung zur Demo-
kratie, zur westdeutschen Staatsräson und zur Wirtschaftsordnung. In diesem Sinn galten 
1987 dem IfD-Büroleiter in Bonn und späteren Regierungssprecher von Mecklenburg-
Vorpommern, Gerhard Herdegen, Kenntnisse über DDR und Mauerbau als Grundbedin-
gung für „Verständnis oder gar Engagement für die zentrale Aufgabe der deutschen Na-
tion, ihre fremdbestimmte Teilung zu überwinden“ (Herdegen, 1987, S. 194).
3. Demoskopisch ermittelte Wissenskrisen: 
Konkurrierendes Beratungswissen für bildungspolitische 
Reformpläne 1958 bis 1969
Die skizzierte demoskopische Wissensevaluation setzte das IfD auch für dezidiert bil-
dungspolitisch ausgerichtete und engagierte Auftraggeber fort. So führte es 1958 die 
„Studie zur Schulfrage“ im Auftrag des „Ettlinger Kreises“ durch (Geißler, 2013, 
S. 812), in dem u. a. Unternehmensdirektoren der BASF, Mannesmann, Siemens, Bosch 
sowie Theodor Adorno, Georg Picht und Hans Heckel von der Hochschule für Interna-
tionale Pädagogische Forschung in Frankfurt am Main (HIPF; das spätere DIPF) und an-
fänglich auch Neumann mitwirkten. Vielleicht lag es an der langsam sich ausdehnenden 
disziplinär verankerten empirischen Bildungsforschung (Rudloff, 2010, S. 338 – 340), 
etwa durch die HIPF, dass das außerhalb der Erziehungswissenschaften locierte IfD 
lediglich eine frühe Umfrage für den „Ettlinger Kreis“ durchführte. Im zeitlichen Kon-
text des Bildungs- und Wissenschaftswettbewerbs im Kalten Krieg (vgl. Tröhler, 2010; 
Ash, 2010, S. 37 – 40), in dessen Verlauf eine Mobilisierung von Bildungsbegabungen 
und gleichzeitig gesellschaftliche Stabilität gefordert wurde, ermittelte die IfD-Stu-
die (IfD, 1958, S. II, 21, 34 – 46) eine mehrheitliche Akzeptanz verschiedener Schul-
reformvorschläge. So stimmten etwa 50 % der Befragten Forderungen nach Beseitigung 
des Schichtunterrichts, Verringerung der Klassengröße, Durchlässigkeit zwischen den 
Schultypen und erleichtertem Zugang zum Gymnasium zu, während die Einführung 
eines neunten bzw. fakultativen zehnten Schuljahres und Fremdsprachunterricht ab dem 
fünften Schuljahr etwas kritischer gesehen wurde. Mit diesen abgefragten Items griff 
das IfD im Auftrag des „Ettlinger Kreises“ bildungspolitische Reformakzente auf, die 
in den Folgejahren 1959/60 in diversen Expertisen enthalten waren: teilweise im Rah-
menplan zur Umgestaltung und Vereinheitlichung des allgemeinbildenden Schulwe-
sens des Deutschen Ausschuss für das Erziehungs- und Bildungswesen (Tenorth, 2014, 
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S. 144 – 149) und in der Saarbrücker Rahmenvereinbarung der Kultusminister (Geißler, 
2013, S. 809, 813, 815).
Zugleich evaluierte das IfD in der erwähnten Studie für den „Ettlinger Kreis“ 
Elementarkenntnisse der Bevölkerung, deren Ergebnisse sechs Jahre vor Pichts Ver-
öffentlichung zur Bildungskatastrophe (Gass-Bolm, 2005, S. 230) indirekt als eine Art 
Wissensnotstand gedeutet wurden. Über basales Wissen im Bruchrechnen und in der 
Rechtschreibung von Wörtern, wie „Silvester“, „Telefon“, „Kredit“, „Maschine“, „Di-
rektor“ und „Fahrgenehmigung“, verfügten zwar etwa drei Viertel der Befragten (IfD, 
1958, S. 10). Doch „Wörter der gehobenen Sprache“ – z. B. „Lebensstandard“ und 
„Rhythmus“ – vermöge „nur eine Minorität der jungen Leute mit Volksschulbildung zu-
treffend zu buchstabieren“ (IfD, 1958, S. 10). Auch geographische und historische Wis-
sensfragen erbrachten im Vergleich zu den skizzierten Ambitionen der gouvernemen-
talen Wissensnormierung erhebliche Defizite, da die im Kalten Krieg bedeutenden 
Krisen- und Kriegsregionen des Suezkanals und Koreas nur 49 % bzw. 21 % auf einer 
Weltkarte zeigen konnten (IfD, 1958, S. 11). Nur 46 % vermochten die Frage richtig zu 
beantworten, ob Luther vor oder nach dem Dreißigjährigen Krieg gelebt habe, und nur 
ein Fünftel datierte die Lebenszeit Karls des Großen angemessen (IfD, 1958, S. 13). 
So verfügten nach Ansicht der demoskopischen Wissensevaluator/innen lediglich 23 % 
der 18 – 29jährigen über eine hinreichende elementare Bildung (IfD, 1958, S. 17).2 Die 
Volksschulbildung genüge daher nicht für den notwendigen demokratischen, gesell-
schaftlichen und technischen Fortschritt (IfD, 1958, S. 18, 20), dem im Systemkonflikt 
des Kalten Krieges damals zentrale Bedeutung zugemessen wurde.
Mit diesen Testfragen zielte das IfD offenbar auf die Verfestigung eines sozio-kul-
turell als anerkannt vorausgesetzten, tradierten Wissenskanons, der nicht eigens legi-
timiert wurde. Von dieser Norm abweichendes Wissen galt als Defizit, dem mit Bil-
dungsreformen abgeholfen werden müsste. Doch in gewissem Widerspruch zu den 
Wissensdefiziten ermittelte das Allensbacher Institut in der „Studie zur Schulfrage“ für 
den „Ettlinger Kreis“ einen hohen Bildungsbedarf der befragten Eltern. Zwar bestehe 
die Reserviertheit gegenüber dem Gymnasialbesuch fort, da Eltern mit geringem So-
zial- und Bildungsstatus sprachliche und habituelle Benachteiligungen ihrer Kinder im 
Umgang mit gymnasialen Lehrpersonen befürchteten (IfD, 1958, S. 30 – 31). Allerdings 
zeige der in IfD-Umfragen häufig geäußerte Elternwunsch nach dem Abiturabschluss 
der eigenen Kinder, dass die Abiturquote bei einer Umsetzung dieser elterlichen Ambi-
tionen um ein Viertel gesteigert werden könne, zumal Eltern deutliche Aufstiegshoff-
nungen mit dem Gymnasialbesuch ihrer Kinder verbänden (IfD, 1964, S. 11). Nach der 
Allensbacher Umfrage „Familie und Bildungschancen“ von 1965 für das Bundesfami-
lienministerium erklärten bildungsbewusste kinderreiche Eltern aus dem Arbeiter- und 
Kleinbürgermilieu, mindestens ein Kind auf das Gymnasium schicken zu wollen (IfD, 
1965, S. 22, 25).
2 Die hier skizzierte Evaluation von Elementarkenntnissen durch das IfD (1958) erinnert zwar 
an die Bildungsvermessungen der OECD in den PISA- und CERI-Studien, stellte aber kein 
systematisches, regelmäßiges Bildungsmonitoring dar.
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Von diesen Allensbacher Deutungen unterschieden sich die Annahmen der in bildungs-
historischen Untersuchungen häufig berücksichtigten Universitätssoziologen Ralph 
Dahrendorf und Hansgert Peisert (vgl. Peisert, 1967; Geißler, 2013, S. 903; Mattes, 
2015, S. 168 – 169; Gass-Bolm, 2005, S. 234 – 235). Ihre im Auftrag des baden-würt-
tembergischen Kultusministers Wilhelm Hahn erstellte empirische Sozialforschungs-
studie zu Gründen für den vorzeitigen Abgang vom Gymnasium bestätigte Dahrendorfs 
in der „Zeit“ veröffentlichte Annahme von einer verbreiteten „Haltung genereller Schul-
feindlichkeit“ im traditionellen katholischen und ländlichen Milieu sowie in der Ar-
beiterschaft (Dahrendorf, 1966, S. 37, 77). Die in einem solchen Umfeld sozialisierten 
Schülerinnen und Schüler verwickelten sich demnach in Konflikte zwischen den als 
schulfeindlich markierten familiären Traditionsbindungen und den neuen schulischen 
Bildungsanforderungen, so dass Bildungsabbrüche erfolgten. Um ein von Dahrendorf 
gefordertes „Bürgerrecht auf Bildung“ umzusetzen, empfahl dieser daher, „den Tradi-
tionalismus der Unmündigkeit“ (Dahrendorf, 1966, S. 67) zu kappen, und zwar „auf 
Kosten der Familie“, um die schulische „Prägewirkung“ gegenüber herkunftsbeding-
ten „außerschulischen Handicaps“ zu verstärken (Peisert & Dahrendorf, 1967, S. 169).
Im Gegensatz dazu hatte das Allensbacher Institut in der erwähnten Studie für 
das Bundesfamilienministerium vor selektionslosem Gymnasialzugang gewarnt, da 
er Schulabbrüche erst recht forciere (IfD, 1965, S. 32). Mit ähnlicher Argumentation 
empfahl das IfD 1969 im Auftrag des baden-württembergischen Kultusministers Hahn 
trotz der demoskopisch ermittelten ‚Wissensdefizite‘ den Fortbestand des dreigliedri-
gen Schulsystems und eine moderate, auf Elitenbildung setzende Bildungsexpansion 
(IfD, 1969, S. 29 – 31). Entgegen öffentlicher Plädoyers für die Ausdehnung staatlicher 
Bildungs- und Erziehungseinrichtungen als Korrektur familiärer Bildungsbegrenzun-
gen (Mattes, 2015, S. 79, 87, 90 – 91) wertete das IfD die Familie als Selektionsinstanz 
für den Schulbesuch auf. Die vom IfD ermittelte Praxis, dass kinderreiche Familien 
mit geringem sozialen Status ein begabtes Kind für die Gymnasiallaufbahn auswählen 
und unterstützen, solle durch „familienpolitische Maßnahmen“, „gezielte, zweckgebun-
dene finanzielle Beihilfen“, Bildungsberatung und Infrastrukturverbesserungen (IfD-
Bericht, 1965, S. 18, 37) gestärkt und aktiviert werden. Diese Empfehlungen ähnelten 
wiederum Peiserts Ansatz, regionale „Ungleichheit der Bildungsbeteiligung“ (Rudloff, 
2010, S. 355) zu beheben.
Die trotz dieser phasenweisen inhaltlichen Schnittmengen bestehende Konkurrenz 
zwischen dem außeruniversitären IfD und den universitären Soziologen Dahrendorf 
und Peisert um finanzielle Ressourcen für wissenschaftliche Wissensgenerierung im 
Auftrag des zunächst der empirischen Bildungsforschung gegenüber aufgeschlosse-
nen konservativen Kultusministers Hahn (Tenorth, 2014, S. 149 – 150; Mattes, 2015, 
S. 168) beruhte auch auf hochschulpolitischen Konflikten. So setzte bei der Gründung 
der Universität Konstanz 1966 Dahrendorf die Soziologie als Disziplin gegenüber der 
von Elisabeth Noelle-Neumann (2006, S. 229 – 230) befürworteten Publizistikwissen-
schaft durch und Peisert konnte dort das „Zentrum I für Bildungsforschung“ aufbauen. 
Dazu traten methodische Differenzen der Wissensgenerierung: die qualitativen Leit-
fadeninterviews von Peisert und Dahrendorf (1967, S. 29) gaben die Stimme, also die 
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Wahrnehmungen und die Normkonflikte der Schülerinnen und Schüler wieder, die vor-
zeitig das Gymnasium verließen, während Repräsentativbefragungen des IfD durch ent-
sprechende Stichproben eher die Motive und Praktiken der Eltern bei der Schulwahl ih-
rer Kinder aufzeigten.
Die an diesem Beispiel skizzierte Konkurrenz in einer Phase, die häufig als die eines 
kurzen bildungsreformpolitischen Konsenses beschrieben wird (Geißler, 2013, S. 902; 
Mattes, 2015, S. 132), ist nur ein Beispiel für sukzessive seit Mitte der 1960er Jahre 
zunehmende Wissenskonflikte von Experten und Gegenexperten, die vielfältige Gut-
achten und Bildungsstatistiken produzierten (Metzler, 2005, S. 416). Zu den hier nicht 
näher berücksichtigten weiteren organisationalen agenthaften Akteuren, die das päd-
agogische Wissensfeld im Bereich der bildungspolitischen Beratung zu bestimmen ver-
suchten, zählten etwa der dem Deutschen Ausschuss nachfolgende sozialwissenschaft-
lich ausgerichtete Deutsche Bildungsrat (Tenorth, 2014, S. 152), die OECD (Tröhler, 
2010, S. 11 – 12) und das MPIB, wobei in diesen Organisationen Individualexperten, 
wie der Soziologe Helmut Schelsky und der disziplinäre Grenzgänger und Bildungs-
ökonom Friedrich Edding (Gass-Bolm, 2005, S. 226 – 227) besondere Bedeutung hat-
ten. Die Kritik im „Spiegel“ („Unmasse Stoff“, 1969) an den vielen vermeintlich un-
gelesenen und nutzlosen Expertisen in Hahns Kultusministerium deuteten dabei zum 
Beispiel an, dass vielfache, einander widersprechende Expertisen die Legitimation des 
auf Eindeutigkeit, Problemlösung und Umsetzbarkeit ausgerichteten Beratungswissens 
beeinträchtigen konnten (dazu auch Ash, 2010, S. 45; Weingart & Lentsch, 2008, S. 23; 
Metzler 2005, S. 416). Mit wissensgeschichtlichem Blick sind daher auch schulpoliti-
sche Maßnahmen weniger als Resultat der linearen Umsetzung bestimmter Expertisen 
zu betrachten, sondern scheinen im Ergebnis eher mit vielerlei verschränkt zirkulie-
renden wissenschaftlichen, politischen und öffentlichen Wissenssphären verflochten. In 
diesem Sinne sind z. B. der Schulausbau in ländlichen Regionen Baden-Württembergs, 
die errichteten Schulbusverbindungen, die Bildungsberatung für Eltern und die For-
cierung der Bildungsexpansion nicht nur auf Peiserts regionale Bildungsstatistik zu-
rückzuführen (Rudloff, 2010, S. 356), sondern die Schulpolitik Hahns und seiner Nach-
folger (Ministerium, 1982) kann auch mit dem Plädoyer des IfD für den Erhalt des 
dreigliedrigen Schulsystems zusammengedacht werden. Das bildungspolitische Wis-
sensfeld konturierte sich demnach über verschiedene wissenschaftliche Beratungs-
akteure, die in der Vielzahl gerade Hahn bewusst beauftragte, ohne dass die Intentionen 
der jeweiligen demoskopischen und bildungspolitischen Experten aufgrund der Zirku-
lation und trotz konfliktreicher Verflechtung verschiedenen Wissens in ihrer Umsetzung 
nachweisbar sind.
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4. Demoskopische und gesellschaftliche Wissenskonflikte 
um Technikakzeptanz um 1980: Plädoyer für Charakterbildung
Wie sehr Wissenskonflikte verschiedener Berater/innen häufig mit gesellschaftlichen 
Aushandlungsprozessen um die Legitimität verschiedener Wissen verflochten waren, 
lässt sich anhand der medien- und bildungspolitischen Implikationen der Debatte um 
Technikakzeptanz und -feindschaft seit den 1970er Jahren aufzeigen. Öffentlich-me-
diale Bekenntnisse der Angst vor technologisch-atomaren Katastrophen kennzeichneten 
bis weit in die 1980er Jahre hinein international hitzig geführte Debatten über Gefahren 
von Kernkraftwerken (Wyhl, Brokdorf, Harrisburg), über Umweltkatastrophen (Seveso, 
Basel, Bhopal) und den NATO-Doppelbeschluss (vgl. Rothenhäusler, 2013). Im Kon-
text dieser Kontroversen ermittelte das IfD zu Beginn der 1980er Jahre im Auftrag des 
baden-württembergischen Wissenschaftsministers Helmut Engler (Ministerium, 1982) 
und 1984 für das Bundesministerium für Forschung und Technologie eine etwa 1973 
einsetzende Technikskepsis in der Bevölkerung (Noelle-Neumann & Hansen, 1988; 
dies., 1991, S. 33 – 38). Dieser demoskopische Befund beruhte auf langjährigen eigen-
finanzierten Trendfragen und wurde mit quantitativen Medieninhaltsanalysen des von 
Noelle-Neumann geleiteten Instituts für Publizistik (Universität Mainz) kombiniert. 
Auf die Frage, ob „Technik alles in allem eher ein Segen oder eher ein Fluch für die 
Menschheit ist“, sank der Anteil der technikfreundlichen Antwortvariante von 72 % im 
Jahr 1966 auf 55 % im Jahr 1973 und 44 % im Jahr 1986, bei den unter 20jährigen im 
Jahr 1981 sogar auf 23 % (vgl. Abb. 1).
Frage: „Glauben Sie, dass die Technik alles in allem eher ein Segen oder eher ein Fluch für die Menschheit ist ?“ 
(BRD, mit West-Berlin, Bevölkerung ab 16 Jahre; Angaben in Prozent)
Aug. 1966 Nov. 
1973
Sept. 1976 Sept. 
1981
Juli/Aug. 
1986
Bev. 16- bis 20-
Jährige
Bev. Bev. 16- bis 20-
Jährige
16- bis 20-
Jährige
Bev.
Segen 72 83 55 56 53 23 44
Fluch 3 2 10 11 8 19 12
Teils, 
teils 7 8 28 27 33 54 34
Kein Urteil 8 7 7 6 6 4 10
100 100 100 100 100 100 100
Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen
Abb. 1: Trendfrage zur Technikakzeptanz
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In der Interpretation des IfD war die gerade von politisch linksstehenden Personen be-
kundete Technikfeindschaft Ausdruck des gleichzeitig von Allensbach konstatierten 
Wertewandels (Noelle-Neumann & Hansen, 1988, S. 48; Ministerium, 1982, S. IX; 
Roedder, 2015, S. 103 – 105), in dessen Verlauf die Ausdauer-, Anstrengungs- und Leis-
tungsbereitschaft desavouiert worden sei. Das IfD schlussfolgerte, dass diese Einstel-
lungsveränderung und die Kumulation der als irrational eingeschätzten Sorgen, wonach 
Technik das Leben immer mehr erschwere (Noelle-Neumann & Hansen, 1991), Folge 
einer konsonant technikfeindlichen Berichterstattung von „Spiegel“, „Stern“, „Zeit“, 
„Süddeutscher Zeitung“ und „Frankfurter Rundschau“ seien. Zudem leiste besonders 
das Fernsehen mit seiner dramatisierenden „Ästhetik des Kasperletheaters“ (IfD, 1968, 
S. 56) einer emotionalisierenden, fragmentierten Wissensaufnahme bei lebensunerfah-
renen Jugendlichen Vorschub. Es verstärke, so das IfD in Anknüpfung an das in den 
Kommunikationswissenschaften gängige Erklärungsmodell von der sogenannten Wis-
senskluft (vgl. dazu zusammenfassend Kübler 2009, S. 152 – 153), ein Informations-
defizit statt einer Wissenszunahme. Die Medienkritik des IfD, die beträchtliche Nähe 
sowohl zu Arnold Gehlen (1957/2004, S. 53 – 54, 66 – 68) als auch zu Theodor Adorno 
(1963/1970, S. 65) aufwies3, enthielt ihrerseits technikkritische Perspektiven auf die 
audio-visuelle Medientechnik. So werden unaufgelöste Anpassungen von früherer 
Technikskepsis sichtbar, die bis etwa 1949 bei Noelle und Neumann ebenso ausgeprägt 
war wie bei etlichen Protagonisten der geisteswissenschaftlichen Pädagogik, z. B. bei 
Theodor Litt (Grube, 2004, S. 321 – 322; Kurig, 2015, S. 587).
Die gesellschaftliche Kontroverse über Umwelt- und Technikrisiken war ein Kon-
flikt über die Legitimität und Gültigkeit verschiedener Wissensformen und -inhalte zwi-
schen (natur-)wissenschaftlichen Experten und der vor allem massenmedial präsen-
ten Anti-Atom- und Friedensbewegung. In diesem Kampf unterschiedlicher Wissen4 
(Foucault, 2001, S. 213) plädierte das IfD für die Kernenergienutzung, die es durch 
ein als sachverständig eingestuftes Expertenwissen der Atomphysik legitimiert sah. Die 
Kernkraft-Kritiker/innen stufte das IfD hingegen als ideologisierte und irrationale Laien 
ein (vgl. Köcher, 1988; Noelle-Neumann & Hansen, 1988, S. 67), ohne die zirkulie-
rende Verflechtung von Laienwissen und wissenschaftlichem Wissen in der Anti-Atom-
Bewegung zu berücksichtigen.
Konkurrierende Umfrageinstitute, etwa das mit der Universität Augsburg verbun-
dene SPD-nahe Institut für Empirische Sozialökonomie (INIFES), das für sozialliberale 
Bundesregierungen tätige Infratest-Institut (Kruke, 2007, S. 279 – 299), das EMNID-
Institut aus Bielefeld sowie die Shell-Jugendstudie, widersprachen besonders in den 
3 Trotz politischer Divergenzen zwischen dem der NS-Verfolgung durch Emigration entkom-
menen Adorno und dem während des Nationalsozialismus akademische Karriere machenden 
Gehlen prägten beide in den zwei Anfangsjahrzehnten der Bundesrepublik, etwa durch ge-
meinsame Auftritte in den Nachtprogrammen des Hörfunks, intellektuelle Selbstverständi-
gungen und Reflexionen über eine massenmedial geprägte Öffentlichkeit (vgl. Boll, 2004, 
S. 237 – 240).
4 Der von Foucault häufig verwendete Plural von Wissen wird hier übernommen, um heftige 
Auseinandersetzungen vielfältiger Wissensformen zu kennzeichnen.
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1980er Jahren jedoch diesen Allensbacher Deutungen und kritisierten die IfD-Frage-
modelle als zu pauschal und abstrakt. In ihren Forschungen betonten sie das Reflexions- 
und Differenzierungsvermögen von Jugendlichen bei Technikbewertungen und damit 
deren Partizipationsfähigkeit an der technikkritischen Debatte. Der alltägliche Umgang 
mit Computern, Fahrzeugen und Unterhaltungselektronik befördere bei Jugendlichen 
sowohl Technikaffinität, als auch Sensibilität über Technikgefahren (Fischer, 1985, 
S. 50, 54; Rothenhäusler, 2013, S. 276 – 277, 286 – 288; Jaufmann & Kistler, 1988).
Gegenüber dieser jugendliches Erfahrungswissen betonenden Sichtweise verstand 
Noelle-Neumann Sensibilität nicht als reflektiertes Handlungswissen, sondern als Aus-
druck der von ihr beklagten massenmedialen Emotionalisierung. Sie werde durch die 
vom IfD wahrgenommene Politisierung der Schule und dem damit verbundenen Miss-
trauen gegenüber etablierten Wissens- und Ordnungsmustern seit den 1970er Jahren 
verstärkt (IfD, 1977, S. 13, 52 – 53; Noelle-Neumann, 1972, S. 187).
Die Befragungen von Gymnasialschüler/innen und Lehrpersonen im oben genann-
ten Umfrageauftrag von Minister Engler hatten 1982 ergeben, dass ebenso wie in der 
Medienberichterstattung auch in Deutschaufsätzen der Oberstufe baden-württembergi-
scher Gymnasien technikskeptische Themenakzente überwogen, wie „Die Risiken des 
technischen Fortschritts“, „Wie Technik die Landschaft verschandelt“ bzw. „Lebens-
raum zerstört“ oder „ob alles, was technisch möglich ist, auch gemacht werden sollte“ 
(Noelle-Neumann & Hansen, 1988, S. 55). Dieser schulisch forcierte Technikpessimis-
mus schlage sich in Desinteresse und geringen Kenntnissen nieder, die anhand einer 
im IfD-Fragebogen platzierten Prüfungsaufgabe aus dem Intelligenztest des Berliner 
Psychologen Adolf Otto Jäger (1969, S. 277) nachgewiesen wurden. Sie fragte, wohin 
sich eine an einem Seil hängende Kiste bewege, das sich von einem Antriebsrad ab- und 
bei einem gegenüberliegenden Rad aufspulte. Nur 25 % der technisch desinteressierten, 
hingegen 57 % der technikaffinen Gymnasiast/innen antworteten richtig, dass sich die 
Kiste abwärts bewege (Ministerium, 1982, S. 59, 219). Dieses Testergebnis beurteilte 
das IfD nicht nur wie in den frühen 1950er Jahren als Wissensdefizit, sondern als Aus-
druck mangelnder Technikbegeisterung bei Gymnasialschüler/innen, die theoretisch 
nicht näher spezifiziert, jedoch für die Aktivierung technischer Studien- und Berufs-
wünsche als nötig erachtet wurde (Noelle-Neumann & Hansen, 1988, S. 91).
Obwohl auch Kultusminister Hahn (1967, S. 14) als langjähriger IfD-Auftraggeber 
in seiner stark an die Humankapitaltheorie angelehnten Argumentation dazu gemahnt 
hatte, „der Technik in der Schule […] Raum zu geben“, ermittelte das IfD in der schu-
lischen Realität eine deutliche Abwahl der naturwissenschaftlich-mathematischen Fä-
cher an baden-württembergischen Gymnasien. Die in jüngsten bildungshistorischen 
Studien stark betonte curriculare Förderung von Naturwissenschaften und Mathematik 
in den USA sowie von der OECD während des technologischen Wettlaufs im Kalten 
Krieg (Tröhler, 2010, S. 9 – 10; Rohstock, 2014, S. 265 – 266) wurde nach Allensbacher 
Befunden keinesfalls von zahlreichen westdeutschen Schüler/innen geteilt. Das IfD 
führte die Abneigung westdeutscher und speziell baden-württembergischer Gymna-
sialschüler/innen gegen Mathematik und Naturwissenschaft darauf zurück, dass diese 
Schulfächer als sehr arbeitsintensiv galten. Diese Entwicklung, anstrengende Fächer 
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zu vermeiden, sei, so das IfD, das Resultat der „Angriffe gegen das Zensurensystem“ 
(IfD, 1977, S. 9 – 10; Ministerium, 1982, S. XIV – XV) und der Oberstufenreform von 
1972 (Gass-Bolm, 2005, S. 286 – 292). So seien nicht nur technisch-mathematisches 
Schulwissen an den Rand gedrängt, sondern nach IfD-Umfragen ebenso die im Werte-
wandel besonders bei Hochschulabsolvent/innen unter Druck geratenen Tugenden der 
Leistungs- und Risikobereitschaft, Arbeitsamkeit, Gewissenhaftigkeit und des Verant-
wortungsgefühls. Diese Tugenden wurden vom IfD besonders mit dem Ingenieurberuf 
in Verbindung gebracht (Schulz, 1980, S. 77), so dass naturwissenschaftlich-technischer 
Unterricht nicht nur für den Ingenieurberuf vorbereiten, sondern auch zur Revitalisie-
rung einer als vernachlässigt gewerteten schulischen Erziehung beitragen sollte. In einer 
leichten Verkehrung der im zweiten Abschnitt aufgezeigten Allensbacher Auffassung, 
wonach erst Sachwissen und -information die politische Einstellung der Bevölkerung 
beeinflusse, machte das IfD in seinen Interpretationen zur Technikakzeptanz geltend, 
dass nun die – durch Erziehung beeinflussbare – Einstellung über das Verhalten (Noelle-
Neumann & Hansen, 1988, S. 58) und die angemessene Wissensaneignung bzw. die Bil-
dungslaufbahn entscheide. Entsprechend sei naturwissenschaftlich-technische Schulbil-
dung zugleich relevant für „Charakterbildung und Persönlichkeitsformung“, Disziplin 
und Leistungsbereitschaft (Schulz, 1980, S. 75, 79). Mit dieser Sichtweise stellte sich 
das Allensbacher Institut 1980 hinter die Kritik von Unternehmern an „Persönlichkeits-
mängeln“ von Student/innen, die sich in Risikoscheu, geringer Belastbarkeit und Ineffi-
zienz äußerten (Schulz, 1980, S. 75, 79, 84; Noelle-Neumann & Hansen, 1988, S. 90; 
Ministerium, 1982, S. 14). Zugleich griff das IfD mit dem Hinweis auf die Bedeutung 
von ‚Persönlichkeit‘ und ‚Charakter‘ auf traditionelle Leitbegriffe aus dem pädagogi-
schen Wissensfeld zurück, die schon um 1900 reformpädagogisch und neuhumanistisch 
geprägt worden waren (Fend, 2006, S. 188 – 189). So werden an der demoskopischen 
Lesart der Bedeutung von Schule für die Technikakzeptanz sowohl die zeitliche Kon-
tinuität als auch die Verflechtung verschiedener Wissensfelder bzw. die selektive Wahr-
nehmung pädagogischen Wissens sichtbar.
Ausgangs der 1970er Jahre reihte sich das Allensbacher Institut insgesamt in zu-
meist liberal-konservative Postulate nach mehr „Mut zur Erziehung“ (Wissenschafts-
zentrum Bonn, 1979, S. 163 – 165) ein. Anschlüsse an die um 1970 aufgekommene Cur-
riculumtheorie und lernzielorientierte Didaktik vollzog das IfD kaum, vielmehr stand es 
Verschiebungen schulischen Wissens skeptisch gegenüber. Insbesondere die curriculare 
Neuausrichtung der Fächer Deutsch und Gesellschaftslehre in den Hessischen Rahmen-
richtlinien von 1972, die im linksliberalen zeitgenössischen Diskurs als Emanzipation 
der Schuljugend gegenüber der bestehenden (Wissens-)Ordnung legitimiert wurden 
(Mattes, 2015, S. 144; Geißler, 2013, S. 925 – 926; Gass-Bolm, 2005, S. 307 – 313), 
lehnte das IfD, wie viele andere Kritiker, ab.
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5. Fazit
Das demoskopisch generierte Beratungswissen des IfD zeigte zwischen 1950 und 1990 
mannigfache Wissensverflechtungen und war in diese eingebettet. Es griff bundesdeut-
sche Regierungsleitziele seit Beginn der 1950er Jahre ebenso auf, wie anschließende 
bildungspolitische Reforminitiativen und zugleich traditionelle pädagogische Leit-
begriffe. Es artikulierte in Umfragedeutungen Forderungen nach Technikakzeptanz, ob-
wohl die Allensbacher Medienkritik selbst Spuren von Technikskepsis enthielt. Zwar 
prägte es mit demoskopischen Erhebungen die Konturierung des bildungspolitischen 
Wissensfeldes, insbesondere durch die bereits 1949/50 einsetzende und bis heute an-
dauernde Evaluation und Prüfung des politischen, sprachlichen, kulturellen und ma-
thematischen Elementarwissens der Befragten. Indem Allensbacher Vermessungen des 
Bevölkerungswissens bis Mitte der 1960er Jahre Ausgangspunkte für gouvernemen-
tale Wissensnormierungsversuche waren, die unter Mitwirkung Erich Peter Neumanns 
durch politische Informations-, Aufklärungs- und Werbekampagnen eine Kohärenz zwi-
schen dem Wissen der Bevölkerung und der Regierung herzustellen suchten, nahm das 
IfD sicherlich eine besondere Position im politischen und auch pädagogischen Wissens-
feld ein.
Doch diese volkspädagogische Ambition zur Normalisierung politischen Wissens 
wurde in bildungspolitischen Auftragskontexten vor allem der 1960er und 1970er Jahre 
nicht mehr so offensiv vertreten. Das vom IfD generierte Beratungswissen stand viel-
mehr inmitten der Zirkulation wissenschaftlichen, politischen und gesellschaftlich de-
battierten Wissens. So griffen Allensbacher Umfragen für baden-württembergische 
Kultus- und Wissenschaftsministerien und für den „Ettlinger Kreis“ eher die bereits 
von Politiker/innen und pädagogischen Expert/innen im bildungspolitischen Wissens-
feld eingespeisten, zirkulierenden Schulreformaspekte auf, als dass das IfD eigene 
Vorschläge initiierte. In der Hochphase der Bildungsplanung und -expansion ab 1965 
konkurrierte das IfD bei Deutungen und Ressourcen für die Generierung von Bera-
tungswissen mit der eher universitär verankerten empirischen Bildungsforschung und 
mit zahlreichen privaten Umfrageinstituten. Die dabei entstehenden Konflikte konnten 
sich verschärfen, wenn sich demoskopische Berater selbst als pädagogisierende Ak-
teure verstanden. Dies zeigt etwa die Debatte um Technikakzeptanz, in der das IfD auf 
eine hierarchische Vermittlung technischen Wissens von Experten und gesellschaftli-
chen Eliten hin zur als laienhaft verstandenen Bevölkerung setzte (Noelle-Neumann 
& Hansen, 1991, S. 40, 67; Ministerium, 1982, S. XVII), während andere demosko-
pische Berater das Reflexionsvermögen und das technische Erfahrungswissen von Ju-
gendlichen betonten.
Doch trotz Divergenzen unter den bildungspolitischen Expert/innen waren Schich-
tungen und Überschneidungen mehrerer konkurrierender und zugleich zirkulierender 
Beratungswissen zu beobachten, etwa bei Plädoyers für den Ausbau schulischer Infra-
struktur und für schulpolitische Beratung für die Eltern, um eine Durchlässigkeit unter 
den Schultypen zu erleichtern. Jenseits des phasenweise dominanten Reformdiskurses 
setzte das IfD um 1970 allerdings eher auf zurückhaltende Bildungsreformen, auf die 
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Familie als Selektionsinstanz für die Bildungslaufbahn der Kinder, schulische System-
stabilität und curriculare Beständigkeit eines wenig hinterfragten und als traditionell 
geltenden Wissenskanons. Unter dem Eindruck des Wertewandels, der so wahrgenom-
menen massenmedialen Emotionalisierung der Bevölkerung und der Ideologisierung 
der Schulen bewegte sich das IfD in eher liberal-konservativ geprägten bildungspoliti-
schen Wissensfeldern und unterstützte Forderungen nach einer Renaissance von tradi-
tioneller Charaktererziehung.
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Abstract: This article focuses on the contribution of the Allensbach Institute of Public 
Opinion Research to the sculpting of West German education policy until the late 1980s. 
Using concepts from the history of knowledge, the production and translation of public 
opinion will be analysed in the context of political mandates and public debates, so that 
approaches to the circulation of political, scientific and popular knowledge become visi-
ble. This article shows how knowledge tests, that were part of the Allensbach polls, were 
interwoven with governmental knowledge management. From the late 1950s the Allens-
bach polls were used for the legitimation of school reforms, which were moderately sup-
ported by the Allensbach pollsters, in contrast to some educational researchers. In the 
1980s in particular, they advocated liberal-conservative ideas for the formation of per-
sonality.
Keywords: Policy Consultation, Public Opinion Research, Normalisation of Knowledge, 
Acceptance for Technology, Allensbach Institute of Public Opinion Research
Anschrift des Autors
Prof. Dr. Norbert Grube, Pädagogische Hochschule Zürich,
Zentrum für Schulgeschichte
Lagerstraße 2, LAA-K 034, 8090 Zürich, Schweiz
E-Mail: norbert.grube@phzh.ch
